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Regierungsvorlage 
Dezember 2025                                                                           zu Zl. 01-VD-LG-57295/2025-32 
 
 

Erläuterungen 
zum Entwurf eines Gesetzes,  

mit dem das Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010  
geändert wird  

 
 

1. Änderungsbedarf 

Eine Änderung des Kärntner Veranstaltungsgesetzes 2010 – K-VAG 2010, LGBl. Nr. 27/2011, zuletzt in 
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 36/2022 und der Kundmachung LGBl. Nr. 100/2024, ist aufgrund 
des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes vom 11. Dezember 2024, G 110/2024-10, erforderlich, in 
welcher dieser die Wortfolge „Karfreitag und am“ in § 8 Abs. 3 des Kärntner Veranstaltungsgesetzes 
2010 als verfassungswidrig aufhob. Die Kundmachung des Ausspruchs des Verfassungsgerichtshofes 
erfolgte mit LGBl. Nr. 100/2024. Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2025 in Kraft. 

Die vorgeschlagene Änderung entspringt dem Wunsch nach einer verfassungskonformen Neuregelung für 
die veranstaltungspolizeilichen Einschränkungen am Karfreitag aufgrund der Aufhebung der Wortfolge 
„Karfreitag und am“ in § 8 Abs. 3 K-VAG 2010 durch den Verfassungsgerichtshof. Es besteht der 
politische Wunsch, dass die nicht unmittelbar von der Aufhebung betroffenen veranstaltungspolizeilichen 
Verbote betreffend den Karsamstag bis 14.00 Uhr und den 24. Dezember in § 8 Abs. 3 K-VAG 2010 von 
der gegenständlichen Novelle unberührt bleiben sollen. 
 

2. Wesentlicher Inhalt des Gesetzesentwurfs  

Hinkünftig sollen durch die Einfügung eines neuen § 8 Abs. 4 in das K-VAG 2010 am Karfreitag alle 
Veranstaltungen, die aufgrund ihrer Art und Durchführung geeignet sind, den Charakter dieses Tages zu 
stören oder die religiösen Gefühle der Bevölkerung zu verletzen, verboten sein, sofern deren 
Durchführung durch Personen, die weder Besucher noch Teilnehmer noch mit der Durchführung der 
Veranstaltungen betraut sind, in der Öffentlichkeit wahrnehmbar ist, insbesondere weil die betreffenden 
Veranstaltungen außerhalb von geschlossenen Räumen stattfinden. 
 

3. Kompetenzrechtliche Grundlagen 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung des Gesetzesentwurfs erfließt aus Art. 15 Abs. 1 
und Abs. 3 B-VG. 
 

4. Besonderheiten des Gesetzgebungsverfahrens 

Der vorliegende Gesetzesentwurf bedarf nach seiner Beschlussfassung im Kärntner Landtag gem. Art. 97 
Abs. 2 B-VG der Zustimmung der Bundesregierung, da aufgrund von § 24 K-VAG 2010 die Organe 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes an der Vollziehung von Art. I 8 Abs. 4 des Gesetzesentwurfes 
mitzuwirken haben.  

Nach Art. 98 B-VG ist, soweit ein Gesetzesbeschluss der Zustimmung der Bundesregierung bedarf, dieser 
unmittelbar nach der Beschlussfassung des Landtages vom Landeshauptmann dem Bundeskanzleramt 
bekanntzugeben. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Bundesregierung nicht innerhalb von acht 
Wochen nach dem Tag, an dem der Gesetzesbeschluss beim Bundeskanzleramt eingelangt ist, dem 
Landeshauptmann mitgeteilt hat, dass die Zustimmung verweigert wird. Vor Ablauf dieser Frist darf die 
Kundmachung des Gesetzesbeschlusses nur erfolgen, wenn die Bundesregierung die ausdrückliche 
Zustimmung mitgeteilt hat. 
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Besonderer Teil 
 

Zu Art I Z 1 (§ 8 Abs. 4): 

Allgemeines: 

Der Verfassungsgerichtshof hob mit Erkenntnis vom 11. Dezember 2024, G 110/2024-10, die Wortfolge 
„Karfreitag und am“ in § 8 Abs. 3 K-VAG 2010 als verfassungswidrig auf. Die Aufhebung tritt mit 
Ablauf des 31. Dezember 2025 in Kraft. Die ebenfalls vom Veranstaltungsverbot erfassten Tage des 
Karsamstags bis 14.00 Uhr und des 24. Dezembers hob der VfGH im gegenständlichen 
Normprüfungsverfahren nicht auf, da zur Beseitigung der Verfassungswidrigkeit im Anlassfall, der eine 
am Karfreitag abgehaltene Veranstaltung betraf, die Aufhebung der Wortfolge „Karfreitag und am“ 
genügte. Die Aufhebung der Wortfolge „Karfreitag und am“ in § 8 Abs. 3 K-VAG 2010 unter 
Gewährung der beantragten Fristsetzung bis 31. Dezember 2025 bewirkt, dass bis zu diesem Zeitpunkt 
bzw. bis zu einer allfälligen vor diesem Zeitpunkt in Kraft getretenen Neuregelung das 
Veranstaltungsverbot am Karfreitag nach § 8 Abs. 3 K-VAG 2010 anzuwenden ist.  

Der Verfassungsgerichtshof folgt in seinem Erkenntnis im Wesentlichen seiner Argumentation aus dem 
Prüfungsbeschluss (G 110/2024-2), dass das ausnahmslose Veranstaltungsverbot in § 8 Abs. 3 K-
VAG 2010 der Religionsfreiheit in unsachlich generalisierender Weise den Vorrang einräumt. Aus Sicht 
des Verfassungsgerichtshofes verstößt § 8 Abs. 3 K-VAG 2010 gegen den Gleichheitssatz, weil die 
Bestimmung Veranstaltungen, soweit sie von § 2 K-VAG 2010 erfasst sind, am Karfreitag ganztägig 
ausnahmslos verbietet, ohne sicherzustellen, dass ein angemessener Ausgleich mit widerstreitenden 
Grundrechten, wie etwa der Freiheit der Kunst nach Art. 17a StGG oder der Erwerbsfreiheit nach Art. 6 
StGG, stattfindet. Der absolute Charakter des Verbotes steht damit der Durchführung einer Abwägung der 
Interessen im Einzelfall entgegen. Aus Sicht des Verfassungsgerichtshofes muss aber auch angesichts der 
Vielfalt und der Unterschiedlichkeit der von § 2 Abs. 1 K-VAG 2010 erfassten Veranstaltungen eine 
Interessensabwägung stattfinden, in die unter anderem umfassend alle von einer derartigen gesetzlichen 
Regelung berührten Aspekte bei der Gewichtung der Interessen einzufließen haben. Wie der 
Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis betont, ist aus seiner Sicht für veranstaltungsrechtliche 
Einschränkungen aus religiösen Gründen die Durchführung einer Abwägung der Interessen im Einzelfall 
zwingend erforderlich, um einen Ausgleich mit widerstreitenden Grundrechten sicherzustellen. Die 
Aufrechterhaltung eines absoluten Veranstaltungsverbotes oder die Einführung eines ihm in seinen 
rechtlichen Wirkungen gleichkommenden Verbotes ist daher im Lichte des Erkenntnisses des 
Verfassungsgerichtshofes nicht möglich.  

Neben Kärnten sind veranstaltungspolizeiliche Beschränkungen am Karfreitag auch in Niederösterreich 
(§ 2 Abs. 1 Z 3 Niederösterreichisches Veranstaltungsgesetz: „sie [Veranstaltungen] am Karfreitag oder 
am 24. Dezember durchgeführt werden sollen und geeignet sind, den Charakter dieses Tages zu stören 
oder religiöse Gefühle der Bevölkerung zu verletzen“), in Salzburg (§ 22 Abs. 1 Salzburger 
Veranstaltungsgesetz 1997: „Am Karfreitag und am 24. Dezember ist die Abhaltung von Veranstaltungen 
verboten, die den Charakter dieser Tage stören oder die religiösen Gefühle der Bevölkerung zu verletzen 
geeignet sind.“) und im Burgenland (§ 16 Abs. 1 Burgenländisches Veranstaltungsgesetz: „Am 
Karfreitag und am 24. Dezember ist die Abhaltung von Veranstaltungen [§ 1 Abs. ] verboten, die den 
Charakter dieser Tage stören oder die religiösen Gefühle der Bevölkerung zu verletzen geeignet sind.“) 
vorgesehen. § 21 des (Kärntner) Kinogesetzes 1962 sah seit der Novelle LGBl. Nr. 35/1982 bis zu seiner 
Aufhebung mit LGBl. Nr. 27/2011 Vergleichbares vor.  
 

Zu § 8 Abs. 4: 

Mit der vorgeschlagenen Neuregelung soll dem politischen Wunsch nach einer Neuregelung für die 
veranstaltungspolizeilichen Einschränkungen am Karfreitag aufgrund des Erkenntnisses des 
Verfassungsgerichtshofes nachgekommen werden.  

Die Bestimmung orientiert sich inhaltlich teilweise an § 2 Abs. 1 Z 3 Niederösterreichisches 
Veranstaltungsgesetz, an § 22 Abs. 1 Salzburger Veranstaltungsgesetz 1997, an § 16 Abs. 1 
Burgenländisches Veranstaltungsgesetz und an § 21 des (Kärntner) Kinogesetzes 1962 idF LGBl. 
Nr. 35/1982 (aufgehoben mit LGBl. Nr. 27/2011). Durch die Bestimmung soll eine materielle 
Abwägungskomponente für die Durchführung von Veranstaltungen am Karfreitag in das Gesetz 
aufgenommen werden, die die vom Verfassungsgerichtshof geforderte Interessensabwägung ermöglicht.  

Allgemein ist darauf hinzuweisen, dass der Karfreitag in der christlichen Theologie eine besondere 
Stellung einnimmt. Anhängern protestantischer Kirchen gilt der Karfreitag vielfach als höchster Feiertag 
des Kirchenjahres (siehe hierzu (Bieritz, Das Kirchenjahr, 20016, 125 f). Nach christlichem Glauben 
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wurde Jesus Christus an diesem Tag nach Golgota geführt, gekreuzigt und verstarb schließlich um die 
neunte Stunde (Mt 27, 31-56; siehe hierzu auch Bieritz, Kirchenjahr6, 123). Wie das deutsche 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit Beschluss vom 27. Oktober 2016, 1 BvR 458/10 (Rz 72), in 
einem ähnlichen Zusammenhang konstatierte, bezweckt der Gesetzgeber mit den besonderen Vorschriften 
zum Karfreitagsschutz und ihren Unterlassungspflichten, der christlichen Bevölkerung die äußeren 
Bedingungen zu schaffen, um den Tag bedeutungsgerecht zu begehen. Diese würden darüber hinaus 
„einen Tag der besonderen Stille mit Wirkung gegenüber allen und damit auch dem nicht religiös-
christlichen Teil der Bevölkerung“ schaffen. Allerdings kann, wie der Verfassungsgerichtshof in seinem 
Erkenntnis vom 11. Dezember 2024, G 110/2024-10, urteilte, ein unbedingter Vorrang des Schutzes des 
Karfreitages aus der religiösen Bedeutung dieses Tages oder der traditionellen persönlichen Ruhefindung 
und Erholung an diesem Tag nicht quasi automatisch abgeleitet werden. Vielmehr müssen die 
kollidierenden Grundrechtspositionen in solchen Konstellationen im Rahmen einer Interessensabwägung 
in einen angemessenen Ausgleich gebracht werden (VfGH 11.12.2024, G 110/2024 unter Verweis auf 
VfSlg 20.446/2021, 20.502/2021). Um den vom Verfassungsgerichtshof geforderten Interessensausgleich 
im jeweiligen Einzelfall zu ermöglichen, wird für Veranstaltungen am Karfreitag ein „relatives“ 
Veranstaltungsverbot anstatt des bisherigen „absoluten“ Veranstaltungsverbotes eingeführt, welches eine 
entsprechende Interessensabwägung unter Berücksichtigung der konkreten (Aus-)Gestaltung der 
jeweiligen Veranstaltung ermöglicht. Insbesondere soll das nunmehr vorgesehene relative 
Veranstaltungsverbot auf den Umstand Rücksicht nehmen, dass sich Besucher bzw. Teilnehmer aktiv für 
eine Teilnahme an einer Veranstaltung am Karfreitag entscheiden können und damit deren religiöse 
Gefühle nicht verletzt werden (beispielsweise durch den Besuch einer Theatervorstellung oder einer 
Filmvorführung). Gleichzeitig soll jedoch auf den besonderen Charakter des Karfreitages als „einen Tag 
der besonderen Stille“ (vgl. BVerfG, Beschl. vom 27. Oktober 2016, 1 BvR 458/10, Rz 72) Rücksicht 
genommen werden, indem Veranstaltungen, die aufgrund der Art ihrer Durchführung in der 
Öffentlichkeit wahrnehmbar sind, insbesondere weil sie im öffentlichen Raum und nicht in geschlossenen 
Räumen stattfinden, weiterhin verboten bleiben sollen.  

Aus Sicht der Vollziehung ist das Kriterium der Wahrnehmbarkeit im gegenständlichen Zusammenhang 
grundsätzlich weit zu verstehen. Die Beurteilung, ob eine Veranstaltung geeignet ist, dem Charakter des 
Tages zuwiderzulaufen oder religiöse Gefühle zu verletzen, soll sich aus Gründen der 
Vollzugspraktikabilität an den nachstehenden Ausführungen der nach der Geschäftseinteilung des Amtes 
der Kärntner Landesregierung zuständigen Abteilung 7 – Wirtschaft, Tourismus und Mobilität des Amtes 
der Landesregierung orientieren: 

„Die Neuregelung einer restriktiven Veranstaltungsbeschränkung am Karfreitag wird zur 
Aufrechterhaltung der besonderen Schutzwürdigkeit des Charakters des Tages sowie der religiösen 
Gefühle eingeführt. Die Bestimmung orientiert an § 2 Abs. 1 Z 3 Niederösterreichisches 
Veranstaltungsgesetz, an § 22 Abs. 1 Salzburger Veranstaltungsgesetz 1997, an § 16 Abs. 1 
Burgenländisches Veranstaltungsgesetz und an § 21 des (Kärntner) Kinogesetzes 1962 idF LGBl. 
Nr. 35/1982 (aufgehoben mit LGBl. Nr. 27/2011). Den Erläuterungen zu § 21 Kinogesetz 1962 war zu 
entnehmen, dass mit der Regelung die Vorführbeschränkungen den heutigen Bedürfnissen entsprechend 
insoweit eingeschränkt werden, als nur mehr am 24. Dezember und am Karfreitag das Programm in den 
Kinos zu gestalten ist, dass hierbei dem Charakter dieser Tage Rechnung getragen wird. Ein generelles 
Filmvorführverbot habe sich als nicht zweckmäßig erwiesen, weil gerade an diesen Tagen teilweise ein 
Bedürfnis nach einem entsprechenden Filmangebot gegeben erscheint. 

Es wird daher besonderes Augenmerk darauf zu legen sein, wie der Charakter des Tages (gemeint 
Karfreitag) seitens des Gesetzgebers zu verstehen sein soll. Es wird angenommen, dass der Gesetzgeber 
mit dieser Regelung einen ähnlichen Zweck verfolgt, wie es das deutsche Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) mit Beschluss vom 27. Oktober 2016, 1 BvR 458/10 (Rz 72), in einem ähnlichen 
Zusammenhang konstatierte, nämlich der christlichen Bevölkerung die äußeren Bedingungen zu schaffen, 
um den Tag bedeutungsgerecht zu begehen. Wie auch bei Regelungen zur Sonn- und Feiertagsruhe steht 
als gesellschaftliches Erfordernis und öffentliches Interesse fest, dass die arbeitende Bevölkerung zu 
(religiösen) Feierlichkeiten Ruhe und Erholung benötigt; Ruhe zur ungestörten und besinnlichen 
Ausübung der religiösen Feierlichkeiten und aus anderen sozial- und familienpolitischen Gründen 
einerseits, Erholung zum Schutz vor und zur Vorbeugung von Belastungen andererseits, die mit den 
alltäglichen Lebensumständen einhergehen. Es soll damit – wie auch in der Äußerung der Kärntner 
Landesregierung an den VfGH dargestellt – die Möglichkeit eingeräumt werden, diese in der christlichen 
Tradition wichtigen Tage als „Tag der besonderen Stille“ zu begehen (siehe hierzu BVerfG 27.10.2016, 
1BvR 458/10 in Bezug auf den Karfreitag), auch wenn ihnen kein feiertagsgesetzlicher Schutz zukommt. 
Damit soll die Besinnlichkeit und die Entschleunigung gefördert werden. Im Mittelpunkt steht das 
gesellschaftliche Bedürfnis der Bevölkerung zur persönlichen Ruhefindung und Erholung. 
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Durch die Formulierung „sofern die Durchführung dieser Veranstaltungen durch Personen, die weder 
Besucher noch Teilnehmer noch mit der Durchführung der Veranstaltungen betraut sind, in der 
Öffentlichkeit wahrnehmbar ist, insbesondere weil die Veranstaltungen außerhalb von geschlossenen 
Räumen stattfinden“ ist bei der Durchführung von Veranstaltungen am Karfreitag darauf zu achten, dass 
diese nicht wahrnehmbar sind. Davon ist auszugehen, wenn Veranstaltungen, die zwar allgemein 
zugänglich sind und damit den Öffentlichkeitsbegriff iSd. § 2 Abs. 2 K-VAG 2010 erfüllen, für 
Außenstehende (also weder Besucher noch Teilnehmer oder sonstige mit der Durchführung der 
Veranstaltung betraute Personen, zB. verantwortliche Person oder Mitarbeiter:innen) gar nicht 
wahrnehmbar sind. Eine Wahrnehmbarkeit ergibt sich insbesondere aus den in § 3 Abs. 1 lit. c K-VAG 
2010 genannten Immissionen (vor allem Lärm) oder auch einer damit verbundenen Störung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit. Es ist davon auszugehen, dass das Kriterium der 
Wahrnehmbarkeit weit auszulegen ist und so etwa auch Menschenansammlungen, erhöhtes 
Verkehrsaufkommen und die Form der Öffentlichkeitsarbeit dabei zu berücksichtigen sind.  

Als jedenfalls wahrnehmbar – und damit auch verboten – sind Veranstaltungen anzusehen, die aufgrund 
ihrer Art und Durchführung geeignet sind, den Charakter dieses Tages zu stören oder die religiösen 
Gefühle der Bevölkerung zu verletzen und im öffentlichen Raum (somit außerhalb geschlossener 
Räumlichkeiten) stattfinden. Entsprechend der bisherigen Vollzugspraxis sind Zelte und nicht vom 
Begriff „geschlossene Räumlichkeiten“ umfasst. 

Bei der Beurteilung der Wahrnehmbarkeit sowie ob eine Veranstaltung geeignet ist, den Charakter des 
Tages zuwiderzulaufen oder religiöse Gefühle zu verletzen, ist auf eine Gesamtbetrachtung der 
Veranstaltung selbst sowie sämtlicher vorbereitender Handlungen und der Nachbereitung abzustellen. Es 
sind somit sämtliche Auswirkungen der Veranstaltung über den Veranstaltungsort hinaus, wie 
insbesondere mögliche Lärmentwicklung, Besucherfrequenz und Menschenansammlungen im 
öffentlichen Raum, verkehrliche Auswirkungen, Auswirkungen im Außenauftritt der Veranstaltung sowie 
der Vorankündigung miteinzubeziehen. Jedenfalls zu berücksichtigen ist die inhaltliche Ausprägung.“ 

Abschließend wird darauf hingewiesen, dass § 8 Abs. 3 K-VAG 2010 von der Neuregelung unberührt 
bleibt, dh dass das in Geltung stehende absolute Veranstaltungsverbot für Veranstaltungen am 
Karsamstag bis 14.00 Uhr und am 24. Dezember von der Neuregelung betreffend den Karfreitag 
unberührt bleibt. 
 

Zu Art. I Z 6 und 7 (§ 30 Abs. 1 lit. d und e): 

Eine Neufassung des § 30 Abs. 1 lit. e erscheint im Sinne der Klarheit der Strafbestimmung notwendig, 
um eine klarere Abgrenzung zu dem Verwaltungsstraftatbestand des § 30 Abs. 1 lit. d, welcher bislang 
ebenfalls auf Veranstaltungen nach § 8 K-VAG 2010 Bezug nahm, vorzunehmen.  
 

Auswirkungen auf die Erreichung der Ziele für eine nachhaltige Entwicklung (SDGs) 
 

Die Abteilung 7 – Wirtschaft, Tourismus und Mobilität des Amtes der Kärntner Landesregierung teilte 
mit Schreiben vom 13. August 2025, Zl. 07-GVO-48621/2024-10, in Bezug auf Auswirkungen des 
Vorbegutachtungsentwurfes auf die Erreichung der Ziele für eine nachhaltige Entwicklung (SDGs) 
Folgendes mit: 

„Die Novellierung dient der rechtlichen Anpassung aufgrund der Aufhebung einer Bestimmung durch 
den Verfassungsgerichtshof. Es werden damit keine Ziele für eine nachhaltige Entwicklung verfolgt.“ 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

Nach Informationen der Abteilung 7 – Wirtschaft, Tourismus und Mobilität des Amtes der Kärntner 
Landesregierung stellen sich die mit der Regierungsvorlage verbundenen finanziellen Auswirkungen für 
das Land Kärnten wie folgt dar: 

Mangels genauer Abschätzbarkeit des mit der Regelung verbundenen finanziellen Aufwandes wird von 
folgenden Überlegungen ausgegangen: 

Die Kärntner Landesregierung ist zuständig für Veranstaltungen gemäß § 6 Abs. 1 lit a bis g K-VAG 
2010. Bewilligungen wurden iSd. § 17 Abs. 1 K-VAG 2010 unbefristet erteilt. Es besteht daher die 
theoretische Möglichkeit, dass diese Veranstaltungen auch am Karfreitag durchgeführt werden.  
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Es ist aus Sicht der Abteilung 7 – Wirtschaft, Tourismus und Mobilität theoretisch von 80 - 90 
Veranstaltungen, die am Karfreitag durchgeführt werden könnten, auszugehen. 
 

Darüber hinaus wird auch bei weiteren Veranstaltungen, die in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinden 
fallen, mit dem Wunsch von Veranstaltern zu rechnen sein, diese an einem Karfreitag durchzuführen. 
Dies wären zB.  

- Ausstellungen 

- Sportliche Wettkämpfe 

- Konzerte und sonstige musikalische Vorführungen 

- Theateraufführungen 

- Lesungen 

- Tanzveranstaltungen 
 

Gemäß § 19 Abs. 3 K-VAG 2010 ist zur Wahrnehmung behördlicher Aufgaben und Befugnisse im 
Zusammenhang mit der Überwachung einer Veranstaltung, einschließlich ihrer Untersagung 
(Überwachungsbehörde), grundsätzlich die Bezirksverwaltungsbehörde bzw. die Landespolizeidirektion 
im Gebiet der Landeshauptstadt Klagenfurt am Wörthersee und der Stadt Villach zuständig. 

Die Veranstaltungen werden sich auf einzelne Bezirksverwaltungsbehörden verteilen, wobei jedoch mit 
einem verstärkten Aufkommen in den Stadtgebieten bzw. im Zentralraum zu rechnen sein wird. 
 

Es ist daher jedenfalls ein personeller Mehraufwand bei den Überwachungsbehörden der betroffenen 
Bezirke verbunden, welcher jedoch von der ho. Abteilung nicht beziffert werden kann. 
 

Daneben ist auch bei der ho. Behörde mit einem erhöhten Aufwand hinsichtlich Auskünften betreffend 
die Auslegung dieser Bestimmung zu rechnen. 
 
 

Unionsrechtliche Auswirkungen 
 

Der Gesetzesentwurf berührt inhaltlich die Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. Nr. L 376 vom 21. 12. 
2006, S 36. Nach Art. 15 Abs. 7 der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten der Kommission alle neuen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften mitzuteilen, die die in Art. 15 Abs. 6 der Richtlinie genannten 
Anforderungen vorsehen, sowie deren Begründung (Notifikationspflicht nach der Richtlinie 
2006/123/EG).  


